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[bookmark: _Hlk200617722][bookmark: _Hlk210812755][bookmark: _Hlk216082470]Familienportal: Neue digitale Anlaufstelle für Familien in Brandenburg 
(MASGZ Pressemitteilung vom 05.08.2026)

Grundlage für das Portal war der “Ratgeber für Familien“. Der Print-Ratgeber wurde seit 1994 vom Sozialministerium herausgegeben und bis 2023 jährlich aktualisiert. Das digitale Familienportal ersetzt ihn von nun an. Mit dem neuen Angebot werden die Informationen nun noch einfacher zugänglich, aktuell, übersichtlich und jederzeit online verfügbar. Mit der kontinuierlichen Weiterentwicklung soll das Familienportal langfristig zur zentralen digitalen Anlaufstelle für Familien in Brandenburg werden. 
Link zum Familienportal Brandenburg: https://familienportal.brandenburg.de 

Neuer Landesbehindertenbeauftragter ernannt 
(MASGZ Pressemitteilung vom 25.08.2026)

Menschen mit Behinderung haben im Land Brandenburg wieder einen direkten Ansprechpartner auf Landesebene. Das Kabinett folgte dem Vorschlag von Sozialminister René Wilke und ernannte Norman Asmus zum neuen Beauftragten der Landesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen. Er folgt damit auf Janny Armbruster, die diese Funktion bis Mitte vergangenen Jahres ausübte. Der Posten war seitdem vakant. Norman Asmus nimmt sein neues Amt künftig zusätzlich zu seiner Funktion als Landesseniorenbeauftragter wahr. Der 52-jährige arbeitet bereits seit 30 Jahren in unterschiedlichen Bereichen des Sozialministeriums. 

Informationen der BAG SELBSTHILFE

BAG SELBSTHILFE gratuliert Linnemann und fordert echte Strukturreformen im Gesundheitswesen
(BAG SELBSTHILFE, PM vom 28.07.2026)

Die BAG SELBSTHILFE gratuliert Carsten Linnemann zu seiner designierten Ernennung zum Bundesminister für Gesundheit. Mit dem Wechsel an der Spitze des Ministeriums verbindet die Interessenvertretung chronisch kranker und behinderter Menschen die klare Erwartung, dass nun die dringend notwendigen Strukturreformen im Gesundheitswesen angegangen werden. Dabei müssen die Patient*innen und ihre konkreten Bedürfnisse konsequent im Mittelpunkt stehen. Die BAG SELBSTHILFE hat den notwendigen Reformbedarf im Gesundheitswesen und die strukturellen Defizite in der gesundheitlichen Versorgung immer wieder benannt und auf die Folgen für Patient*innen hingewiesen. Es kommt jetzt darauf an, aus den bekannten Herausforderungen konkrete politische Entscheidungen und nachhaltige Reformen zu machen. Die BAG SELBSTHILFE erwartet von der neuen Leitung des Gesundheitswesens, dass die anstehenden Reformen nicht allein unter dem Gesichtspunkt der Finanzierbarkeit betrachtet werden. Entscheidend ist, ob sie die Versorgung der Menschen tatsächlich verbessern, Barrieren abbauen, den Zugang zur gesundheitlichen Versorgung sichern und die besonderen Bedarfe chronisch kranker und behinderter Menschen berücksichtigen. Die BAG SELBSTHILFE bietet dem Bundesgesundheitsminister einen konstruktiven Dialog an, bei dem die Perspektive der Betroffenen von Beginn an einbezogen werden muss. 

Elektronische Patientenakte: Wann kommen die Premium-Smartphones auf Rezept?
(BAG SELBSTHILFE, PM vom 03.08.2026)

Rund 70 Millionen gesetzlich Versicherte verfügen inzwischen automatisch über eine elektronische Patientenakte (ePA). Wer diese nicht nutzen möchte, kann widersprechen – die Akte wird dann gelöscht. Besteht die ePA sind Arztpraxen und Krankenhäuser verpflichtet, relevante medizinische Daten einzupflegen. Versicherte sollen ihre Gesundheitsdaten jederzeit selbst einsehen können – über eine App auf dem Smartphone oder am Computer. Doch genau dieser Zugang wird für viele Menschen nun erheblich erschwert. Zugang haben seit dem 1.7.2026 nur noch Menschen, die über ein Endgerät mit neuem Betriebssystem verfügen. Das ist aus Sicht der BAG SELBSTHILFE unzumutbar. Hintergrund sind verschärfte Sicherheitsvorgaben des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik. Seit dem 1. Juli 2026 unterstützen die Apps der gesetzlichen Krankenkassen den Zugriff auf die ePA auf älteren Betriebssystemen nicht mehr. Damit können Smartphones mit Android 13 oder iOS 17 und älter nicht länger für die Einsicht in die ePA genutzt werden. Die BAG SELBSTHILFE betont ausdrücklich, dass hohe IT-Sicherheitsstandards unverzichtbar sind. Gleichzeitig müsse jedoch sichergestellt werden, dass Sicherheitsanforderungen nicht zulasten der Zugänglichkeit gehen. Die BAG SELBSTHILFE fordert deshalb praktikable Lösungen, die sowohl den Schutz sensibler Gesundheitsdaten gewährleisten als auch allen Versicherten einen diskriminierungsfreien Zugang zu ihrer elektronischen Patientenakte ermöglichen. Die Digitalisierung des Gesundheitswesens darf niemanden zurücklassen. 

Schwerbehinderung: Keine Offenbarungspflicht im Bewerbungsgespräch
(BAG SELBSTHILFE, E-Mail vom 04.08.2026)

Wir möchten auf ein aktuelles Urteil des Landesarbeitsgerichtes Köln (AZ: 6 SLa 574/25) vom 16.04.2026 aufmerksam machen, wonach klargestellt wurde, dass eine Bewerberin ihre Schwerbehinderung im Bewerbungsgespräch nicht offenbaren muss. Geklagt hatte eine schwerbehinderte Frau (GdB 60), die seit dem 1.9.2021 als Raumpflegerin in der Kanzlei des Beklagten beschäftigt war. Der Beklagte sprach vier Kündigungen aus, ohne Zustimmung des Integrationsamtes. Zusätzlich hat er den Arbeitsvertrag angefochten, gestützt auf die (unzutreffende) Annahme einer Offenbarungspflicht über die Schwerbehinderung bei Vertragsabschluss. Die Klägerin klagte u.a. gegen die Kündigungen und machte Entgeltansprüche sowie einen Zeugniserteilungsanspruch geltend. Ihrer Klage wurde weitgehend stattgegeben. Die Unwirksamkeit der Kündigungen wurde bejaht, eine Anfechtung mangels Offenbarungspflicht wurde verneint und ihr wurden Entgeltansprüche zugesprochen. Eine Berufung wurde zurückgewiesen. 
Seit Einführung der Schutzregeln in § 164 Abs. 2 SGB IX und im AGG (§ 1, 7) darf eine unzulässige Frage nach der Schwerbehinderung wahrheitswidrig beantwortet werden und begründet keine arglistige Täuschung. 

Jahresbericht Medizinischer Dienst: Mehr Todesfälle durch Behandlungsfehler 
(BAG-SELBSTHILFE, E-Mail vom 21.08.2026)

Der Medizinische Dienst hat im vergangenen Jahr bundesweit 11.735 fachärztliche Gutachten zu vermuteten Behandlungsfehlern erstellt. In jedem 4. Fall (3.098 Fälle) stellten die Gutachter*innen einen Behandlungsfehler mit Schaden fest. In 2.700 Fällen war der Fehler ursächlich für den erlittenen Schaden. In 97 Fällen hat der Fehler zum Tod geführt oder wesentlich dazu beigetragen. Zwei Drittel der vermuteten Fälle bezogen sich den Angaben zufolge auf stationäre Behandlungen vor allem in Krankenhäusern. Etwa ein Drittel entfiel auf den ambulanten Bereich. Fast 30 Prozent der Vorwürfe betrafen Behandlungen aus dem Bereich Orthopädie und Unfallchirurgie. Nach Schätzungen der OECD gehen 15 Prozent der Kosten in der stationären Versorgung auf vermeidbare Behandlungsfehler und Schäden zurück. Übertragen auf die Krankenhausausgaben in Deutschland wären das etwa 16,7 Milliarden Euro. 
Die Begutachtungszahlen zeigen nur einen kleinen Ausschnitt des tatsächlichen Fehlergeschehens. Die Dunkelziffer ist hoch. Der Medizinische Dienst fordert sanktionslose Meldesysteme für schwere Schadensereignisse und eine gesetzliche Verpflichtung zur umgehenden Patienteninformation durch die behandelnden Ärzte. 

Tipps & Informationen 

Studie: Mehrheit der Eltern will inklusive Schulen statt Förderschulen 
(EU-Schwerbehinderung vom 10.08.2026)

Deutschland gehört zu den Ländern mit der höchsten Exklusionsquote in Europa. Die Zahl der Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf ist in den letzten Jahren kontinuierlich angestiegen. 60 Prozent dieser Kinder finden sich in Förderschulen wieder. Die neue Studie „Inklusive Bildung zwischen Wunsch und Wirklichkeit“ des Deutschen Instituts für Menschenrechte zeigt, dass 82 Prozent der Eltern schulpflichtiger Kinder mit Behinderungen eine getrennte Beschulung ablehnen. 69 Prozent der Eltern mit Kindern auf Förderschulen würden ihr Kind lieber auf eine allgemeine Schule schicken, wenn die Bedingungen dort besser wären. Erstmals wurden bundesweit rund 7.500 Eltern von Kindern mit Behinderungen zu ihren Erfahrungen befragt. Auffällig sind die Unterschiede innerhalb Deutschlands: In Bremen besuchen nur neun Prozent der Kinder mit Behinderungen eine Förderschule, in Bayern sind es 66 Prozent. Förderschulen dienen derzeit als Auffangbecken für Kinder, die aufgrund der strukturellen Defizite an allgemeinen Schulen dort nicht ausreichend gefördert werden. So bleiben trennende Strukturen bestehen und allgemeine Schulen kommen ihrer Verpflichtung zur Inklusion nicht nach. Viele Landesregierungen gehen nötige Veränderungen nicht an, weil sie glauben, Eltern bevorzugen Förderschulen. Die Studie zeigt aber, dass die meisten Eltern Förderschulen wählen, weil die Inklusion an allgemeinen Schulen unzureichend umgesetzt wird. Susann Kroworsch, wissenschaftliche Mitarbeiterin des Instituts und Co-Autorin der Studie, bezeichnet das Elternwahlrecht als ein bloßes Scheinwahlrecht. Wenn Eltern sich zwischen eine gut ausgestatteten Förderschule und einer schlecht ausgestatteten Regelschule entscheiden müssen, gibt es ihrer Meinung nach keine wirkliche Wahl. Die Studie brachte weiter zum Vorschein, dass die Beratungsgespräche vielfach einseitig sind. So erhalten 41 Prozent der Eltern eine Empfehlung für die Förderschule, nur 24 Prozent für eine allgemeine Schule. Wenig beachtet wird dabei, dass der Besuch einer Förderschule oft der Beginn einer lebenslangen Exklusion ist. Rund 73 Prozent der Schüler*innen verlassen Förderschulen ohne Abschluss. Viele wechseln anschließend in gesonderte Ausbildungswege, die begrenzte Chancen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt bieten. Ihnen bleibt häufig nur eine Beschäftigung in Werkstätten für behinderte Menschen. 

Behinderte Menschen in England sollen kostenlose Busfahrten erhalten
(kobinet Nachrichten vom 18.08.2026)

Wie die britische BBC berichtet, so haben im gesamten Vereinigten Königreich Menschen mit Behinderungen in Schottland und Wales bereits Anspruch auf kostenlose Busfahrten. Während in Nordirland Blinde und behinderte Kriegsveteranen kostenlos reisen können gilt für alle anderen mit einem Behindertenbuspass der halbe Fahrpreis. Ab dem 1. April 2027 soll nun ein neuer Behindertenbuspass eine landesweit einheitliche Regelung schaffen und kostenloses Fahren mit dem Bus für Behinderte einführen. Der gegenwärtig gültige Behindertenbuspass ist nur zwischen 09:30 Uhr und 23:00 Uhr an Werktagen nutzbar. Damit ist eine Fahrt zur Arbeit oder späteren abendlichen Veranstaltungen bisher schwierig. Inhaber eines Behindertenausweises können dann ab April zu jeder Tages- und Nachtzeit, sieben Tage die Woche kostenlos mit dem Bus fahren. 
Die Ankündigung ist Teil einer Reihe von Regierungsentscheidungen, die darauf abzielen, den finanziellen Druck auf notleidende Haushalte und Unternehmen zu verringern. 

Blindheit und Sehbehinderung: “Woche des Sehens“ feiert Jubiläum 
(EU-Schwerbehinderung vom 12.08.2026)

Vom 8. bis zum 15. Oktober 2026 findet bereits zum 25. Mal die „Woche des Sehens“ statt. Die Aktionswoche informiert in zahlreichen Veranstaltungen über Blindheit, Sehbehinderung und Augengesundheit in Deutschland wie auch in den ärmsten Ländern der Welt. 

Von der „Kompromisslösung“ zur Erfolgsstory

Am Anfang stand ein Problem: Zwei internationale Gedenktage zum gleichen Thema drohten, sich gegenseitig Konkurrenz zu machen. Die Lösung war ebenso einfach wie genial: Der „Tag des weißen Stockes“ am 15. Oktober und der „Welttag des Sehens“ am zweiten Donnerstag im Oktober wurden ab dem Jahr 2002 in der „Woche des Sehens“ zusammengeführt, einer gemeinsamen Initiative von Augenärzten, Hilfswerken und Selbsthilfeorganisationen. Träger der Kampagne sind der Deutsche Blinden- und Sehbehindertenverband, das Deutsche Komitee zur Verhütung von Blindheit, die Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft und PRO RETINA Deutschland. Unterstützt wird die „Woche des Sehens“ zudem von der Aktion Mensch. 

Hinweispflicht der Krankenkassen bei Beitragssatzerhöhungen entfällt 
(krankenkassen-direkt.de vom 05.08.2026)

Seit dem 30.07.2026 müssen gesetzliche Krankenkassen ihre Mitglieder nicht mehr schriftlich und individuell über Beitragssatzanhebungen informieren. Der Wegfall ist im sogenannten GKV-Sparpaket geregelt. Damit wurde die 2015 mit dem “Gesetz zur Weiterentwicklung der Finanzstruktur und der Qualität in der gesetzlichen Krankenversicherung“ (GKV-FQWG) eingeführte Hinweispflicht der Krankenkassen wieder abgeschafft. Millionen gedruckter Briefe plus Portokosten entfallen damit. Krankenkassen schätzen das Einsparpotenzial auf bis zu 100 Millionen Euro pro Jahr. Sofern eine Krankenkasse ihren Zusatzbeitrag erhöht, führt das weiterhin zu einem Sonderkündigungsrecht des Mitglieds. Das Wahlrecht kann bis zum Ablauf des Monats erklärt werden, für den der neue Zusatzbeitrag erhoben wird. Die Informationen zu Beitragsanpassungen stehen dabei im Internet aktuell und niedrigschwellig zur Verfügung. GKV-Informationsportale bieten meist eine Übersicht zu den jeweils aktuellen Beitragssätzen an. Wer Beitragssatzanpassungen nicht anhand einer Übersicht im Internet verfolgen möchte, kann sich einfach per E-Mail mit dem kostenfreien GKV-Newsletter über Beitragssatzanpassungen informieren lassen. Anders als in den bisherigen Schreiben der Krankenkassen, wird hier nicht nur über die jeweils aktuelle Kasse informiert, sondern auch über wählbare Alternativen. 

Jürgen Dusel zur Strukturreform der Kinder- und Jugendhilfe
(Behindertenbeauftragter der Bundesregierung, PM vom 12.08.2026)

Der Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen, Jürgen Dusel, hat den Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Strukturreform der Kinder- und Jugendhilfe scharf kritisiert. Eltern mit Kindern mit Behinderungen hatten seit Jahren auf die „inklusive Lösung“ gewartet, die mit dem Jugendstärkungsgesetz von 2021 in Aussicht gestellt worden war. Die „inklusive Lösung“ würde die Zusammenführung der Zuständigkeiten für die Eingliederungshilfe unter dem Dach der Kinder- und Jugendhilfe bedeuten. Rund 440.000 Kinder und Jugendliche erhalten Leistungen der Eingliederungshilfe – ca. 140.000 mit seelischer Behinderung über die Kinder- und Jugendhilfe nach dem SGB VIII und rund 300.000 mit körperlicher/intellektueller Beeinträchtigung über die Sozialhilfe (SGB IX). Der nun vorgelegte Regierungsentwurf verzichtet auf die gesetzliche Verpflichtung zur Zusammenführung der Zuständigkeiten. An ihre Stelle tritt eine freiwillige Erprobungsklausel: Kommunen können nach diesem Entwurf bei ihren Landesregierungen beantragen, die „inklusive Lösung“ zu erproben. Jürgen Dusel: „Dieser Gesetzentwurf ist ein weiteres Signal dafür, dass Inklusion in Deutschland mehr und mehr unter Druck steht. Kinder und Jugendliche mit Behinderungen haben das Recht auf bedarfsgerechte und selbstbestimmte Teilhabe sowie chancengleiche Bildung. Die geplante Regelung gefährdet dieses Recht und macht die betroffenen Kinder und Jugendlichen einmal mehr abhängig von den Ressourcen ihrer Eltern. Jetzt sind die Abgeordneten des Deutschen Bundestages in der Verantwortung, ein Gesetz zu verabschieden, das die bedarfsgerechte Teilhabe sichert und den Verwaltungsaufwand für die Familien und die Behörden reduziert.“

Haushalt 2027: Gesundheitsetat schrumpft deutlich 
(Krankenkassen direkt.de, PM vom 17.08.2026)

Der Bundeshaushalt 2027 sieht erheblich weniger Mittel für den Gesundheitsetat vor. Im Entwurf für den Haushaltsplan sind im kommenden Jahr Ausgaben in Höhe von rund 14,33 Milliarden Euro vorgesehen, rund 7,43 Milliarden Euro weniger als im laufenden Jahr. Der mit Abstand größte Teil der Ausgaben entfällt im Gesundheitsetat stets auf Zuwendungen des Bundes an den Gesundheitsfonds. Für die pauschale Abgeltung der Aufwendungen der Krankenkassen für gesamtgesellschaftliche Aufgaben werden seit der gesetzlichen Festschreibung im Jahr 2017 jährlich eigentlich 14,5 Milliarden Euro veranschlagt. 2027 jedoch sinkt der Bundeszuschuss dem Entwurf zufolge um zwei Milliarden Euro auf 12,5 Milliarden Euro. Deutlich niedriger fallen mit rund 79 Millionen Euro auch die Ausgaben für die Pflegevorsorge und sonstige soziale Sicherung aus. Im Kapitel “Prävention und Gesundheitsverbände“ sind 2027 Ausgaben in Höhe von rund 851 Millionen Euro eingeplant, 123 Millionen Euro mehr als 2026. Zur Finanzierung der Pandemiebereitschaftsverträge werden im kommenden Jahr noch rund 175 Millionen Euro bereitgestellt. 2026 waren es noch 336 Millionen Euro. Für das Bundeministerium selbst sind Ausgaben in Höhe von rund 170,3 Millionen Euro vorgesehen, rund 1,8 Millionen Euro mehr als 2026. 




Gesetzentwurf: Ärztliche Zwangsmaßnahmen sollen außerhalb von Krankenhäusern ermöglicht werden
(FamRZ Fachzeitschrift)

Die Bundesregierung hat im Mai 2026 einen Gesetzentwurf zur Neuregelung ärztlicher Zwangsmaßnahmen beschlossen. Nach geltendem Recht dürfen ärztliche Zwangsmaßnahmen nur im Rahmen eines stationären Krankenhausaufenthalts durchgeführt werden. Benötigt eine betreute Person eine medizinische Behandlung und lehnt diese ab, muss sie daher derzeit erforderlichenfalls gegen ihren Willen in ein Krankenhaus verbracht werden. Eine Zwangsmaßnahme außerhalb des Krankenhauses, insbesondere in der Einrichtung, in der die betroffene Person lebt, ist bislang ausgeschlossen. An diesem strikten Krankenhausvorbehalt hält der Gesetzentwurf grundsätzlich fest. Vorgesehen ist jedoch eine eng begrenzte Ausnahmeregelung für Fälle, in denen die Verbringung in ein Krankenhaus oder die Durchführung der Maßnahme dort für die betroffene Person unzumutbar ist. In solchen Fällen soll eine ärztliche Zwangsmaßnahme ausnahmsweise auch außerhalb eines Krankenhauses möglich sein, vorausgesetzt dass der Ort der Maßnahme nahezu Krankenhausstandard aufweist. Der Gesetzentwurf betont zugleich, dass ärztliche Zwangsmaßnahmen auch künftig „ultima ratio“, also das letzte Mittel, bleiben sollten. 

Versorgungslücke schließen: Projekt stärkt Diagnostik bei Taubblindheit und Hörsehbehinderung 
(kobinet Nachrichten vom 19.08.2026)

Wer weder gut sehen noch hören kann, fällt in der Regelversorgung durch das Raster, da beide Sinne meist getrennt betrachtet werden. Hier setzt das Projekt “GaViD-Sinne“ (Ganzheitliche Versorgungsstützpunkte und interdisziplinäre Diagnostik für Menschen mit Sinnesbehinderungen) an. Das dreijährige Projekt (September 2024 bis August 2027) wird vom Innovationsfonds des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) gefördert. Unter Konsortialführung des Deutschen Taubblindenwerks arbeiten Fach- und Sozialeinrichtungen, Universitätskliniken, Krankenkassen und Selbsthilfeorganisationen zusammen, um die Strukturen langfristig in die Regelversorgung zu überführen. Ziel des Projekts ist, die interdisziplinäre Diagnostik und Versorgung für Menschen mit Hörbehinderung und Taubblindheit für alle Altersgruppen bundesweit nachhaltig zu verbessern. Statt isolierter Einzeltests stehen die individuellen Kommunikationsformen und Alltagsbedürfnisse der Betroffenen bei diesem Projekt im Mittelpunkt. Interessierte können sich fortlaufend und ohne feste Fristen an die 4 regionalen Projektstandorte Berlin, Hannover, Stuttgart/Tübingen und Würzburg wenden. Weitere Informationen unter www.gavid-sinne.de. 

VdK warnt vor verschärften Pflegegrad-Regeln 
(VdK, Pressemitteilung vom 18.08.2026)

Das bevorstehende Pflegeneuordnungsgesetz wird es Pflegebedürftigen wohl deutlich erschweren, einen Pflegegrad zu bekommen. Das geht aus dem Entwurf hervor, den die Bundesregierung Anfang Juni vorgelegt hat. Sollte das Gesetz Ende des Jahres so verabschiedet werden, verschärfen sich die Voraussetzungen für die Pflegegrade 1 bis 3 voraussichtlich ab 2027. Aus diesem Grund ruft der VdK seine 2,3 Millionen Mitglieder auf, noch bis zum 31.12.2026 einen Erstantrag auf Anerkennung eines Pflegegrades zu stellen. Solange das neue Gesetz nicht verabschiedet ist, gilt das alte Recht. Der Aufruf richtet sich ausdrücklich nur an Personen ohne Pflegegrad. Wer bereits einen Pflegegrad habe, solle einen Antrag auf Höherstufung nur nach reiflicher Überlegung stellen. Hier bestehe immer die Gefahr einer Rückstufung des Pflegegrades. 
Gleichzeitig fordert der Verband die Bundesregierung auf, den Gesetzentwurf noch deutlich zu verbessern. 

Lebenshilfe: Jetzt auch die Verhinderungspflege erhalten
(BV Lebenshilfe e.V., PM vom 24.08.2026)

Die Bundesvereinigung Lebenshilfe begrüßt den Vorstoß von Gesundheitsminister Carsten Linnemann, pflegenden Angehörigen die Rentenbeiträge nicht kürzen zu wollen. Ulla Schmidt, Bundesvorsitzende der Lebenshilfe und ehemalige Gesundheitsministerin ist froh, dass der Vorschlag nicht übernommen werden soll. Eltern, die ihr Kind mit Behinderung über viele Jahre pflegen, dürfen dafür nicht auch noch bestraft werden. Jetzt muss der Minister außerdem dafür sorgen, dass die Verhinderungspflege erhalten bleibt. 
Dazu Ulla Schmidt: „Familien mit einem Angehörigen mit Unterstützungsbedarf haben einen sehr belastenden Alltag und brauchen auch mal eine Auszeit, in der sie die Pflege in vertrauenswürdige Hände geben können. Wenn diese Leistung – wie geplant – gestrichen wird, wäre das fatal“.
Seminare & Veranstaltungen 


Forschungsergebnisse: “Selbsthilfefreundlichkeit und Kooperation mit der Selbsthilfe in Rehabilitations-Kliniken (KoReS)
(Netzwerk SPiG, E-Mail vom 18.08.2026)

Termin:			15. September 2026			10:00 bis 12:00 Uhr

Ort:	Online Workshop (Zoom)

Veranstalter:	Netzwerk Selbsthilfefreundlichkeit und Patientenorientierung im Gesundheitswesen (Netzwerk SPiG

Anmeldung:	https://www.selbsthilfefreundlichkeit.de/aktuelles/termine/

Mit Unterstützung der DRV Bund ist das Netzwerk SPiG der Frage nachgegangen, wie die Kooperation zwischen Reha-Kliniken und Selbsthilfegruppen bzw. -organisationen in Deutschland bestellt ist. Fokussiert wurden die Rahmenbedingungen und Faktoren, die diese Kooperation fördern bzw. behindern. Ziel ist eine stärkere patientenorientierte Verankerung der Zusammenarbeit zwischen Reha-Kliniken und Selbsthilfezusammenschlüssen zur Sicherung der Nachhaltigkeit von Reha-Maßnahmen durch Handlungsempfehlungen. 

[bookmark: _Hlk207272685]Autismus Fachtag 
(Autismus Deutschland e.V. LV Brandenburg, E-Mail vom 17.08.2026)

Termin:			26. September 2026			08:30 bis 15:00 Uhr

Ort:	Fürstenwalde

Veranstalter:	Autismus Deutschland e.V. LV Brandenburg 

Teilnahmegebühr:		35,00 € für Nichtmitglieder
				30,00 € für Mitglieder im LV Brandenburg e.V. 

Anmeldung:	bis 15.09.2026 an info@autismusbrandenburg.de 

Themen: 

“Übergänge begleiten“: 

Der Vortrag gibt einen praxisnahen Überblick über die Bedeutung von Übergängen, typische Belastungsfaktoren sowie unterstützende Strategien für eine gelingende Begleitung/Gestaltung von Veränderungsprozessen. 

“Herausforderdung Doppeldiagnose“

Im Mittelpunkt dieses Vortrages stehen typische diagnostische Stolpersteine, die Abgrenzung ähnlicher Symptomlagen, sowie die Frage, wie unterschiedliche Perspektiven tragfähig zusammengeführt werden können. 

Online-Info-Veranstaltung: “48. BARCAMP SELBSTHILFE“
(BAG Selbsthilfe, E-Mail vom 01.09.2026)

Termin:			28. September 2026		       10:00 bis ca. 12:00 Uhr

Veranstalter:	BAG SELBSTHILFE

Die Veranstaltung umfasst folgende Themen: 

1. Teil: Digitale Barrierefreiheit - Barrierehelden

Die Barrierehelden kümmern sich um digitale Teilhabe, sodass das Internet für alle uneingeschränkt nutzbar ist. Bundesweit unterstützen sie gemeinnützige Organisationen, Vereine und Unternehmen dabei digital inklusiver zu werden. 

2. Teil: Vereinsrechtliche Fragestellungen „Widerrufsbutton“ und „Umsatzsteuer auf Mitgliedsbeiträge“

Holger Borner, externer vereinsrechtlicher Berater der BAG SELBSTHILFE, gibt einen kurzen Impuls zu aktuellen vereinsrechtlichen Fragestellungen. Im Anschluss besteht die Möglichkeit, Fragen zu stellen und gemeinsam zu besprechen. 

3. Aktuelle politische Entwicklungen

U.a. Bericht zur SGB VIII-Reform und zur Notfallreform sowie zu den Folgen des Beitragsstabilisierungsgesetzes für einzelne Personengruppen. 

4. Offener Austausch

Themen die Sie in diesem Teil mit den anwesenden Teilnehmenden und Vertretenden der BAG SELBSTHILFE diskutieren möchten, können Sie gerne im Vorfeld an uns melden oder diese spontan während der Veranstaltung einbringen. 

An Zoom-Meeting teilnehmen: 
https://us02web.zoom.us/j/85140655647?pwd=clr3Edy14stSIIB70ZzUAiB304KX5o.1

Meeting-ID: 851 4065 5647
Kenncode: 183545

Symposium für Selbsthilfeaktive und Krebsbetroffene im Land Brandenburg 
(Brandenburgische Krebsgesellschaft e.V., E-Mail vom 27.07.2026)

Termin:			14. November 2026			10:00 bis 16:00 Uhr

Ort:	Potsdam

Veranstalter:	Brandenburgische Krebsgesellschaft e.V. 


Anmeldung:	verbindlich bis 01.11.2026 mit Angabe des gewünschten Workshops an mail@krebsgesellschaft-brandenburg.de oder telefonisch unter 0331 86 48 06

Die Veranstaltung bietet Gelegenheit, aktuelle medizinische Themen verständlich kennenzulernen, praktische Impulse für den Alltag zu erhalten und sich mit anderen engagierten Menschen aus der Selbsthilfe auszutauschen. 

Am Vormittag wird es zwei Impulsvorträge aus der medizinischen Praxis geben: 

· „Palliativversorgung – Was wann für wen?“
· „Moderne Strahlentherapie“

Am Nachmittag haben Sie die Möglichkeit an einem von drei Workshops teilzunehmen: 

A. Bewegung mit Freude – kleine Übungen für jeden Tag
B. Gesundheitsförderndes Schreiben – Worte, die guttun
C. Entspannung und Selbstfürsorge mal anders – Klang als heilsame Erfahrung 
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